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 EINLEITUNG

Viele haben den Klimawandel zur «Menschheitsaufgabe», 
gar zu einer der größten Aufgaben dieser Zeit erklärt.1 Diese 
Bezeichnung ist treffend, da sie doch gleich zwei Facetten der 
Herausforderung hervorhebt, die durch die Veränderungen 
des Klimas entsteht. Zum einen geht der Klimawandel alle 
an: Jeder einzelne Mensch auf dem Planeten wird früher oder 
später von seinen Folgen unmittelbar betroffen sein – wenn er 
es nicht jetzt schon ist. Dasselbe gilt für alle künftigen Gene-
rationen. Zum anderen stellt der Begriff die Verantwortung 
in den Mittelpunkt, die für die Menschheit mit den klimati-
schen Veränderungen einhergeht. Der Klimawandel erscheint 
nur vordergründig als etwas, das Menschen äußerlich «ge-
schieht». Er ist vielmehr eine Folge des Verhaltens von Men-
schen – des Verhaltens in vielen Jahren der Menschheitsge-
schichte.2 Deshalb handelt es sich um eine Menschheitsaufgabe: 
Wo wir heute stehen, hängt unmittelbar damit zusammen, 
wie wir und unsere Vorfahren leben und gelebt haben bzw. 
welchen Umgang wir mit den natürlichen Ressourcen pflegen, 
die uns umgeben. Der Klimawandel erscheint also deshalb als 
eine Frage der Verantwortung, als eine Menschheitsaufgabe, 
weil der Mensch durch sein Verhalten zum Klimawandel bei-
getragen hat und weiterhin dazu beiträgt.

Aber worauf richtet sich die Verantwortung? Auf den ers-
ten Blick erscheint die Antwort sehr einfach: Weil der vom 
Menschen verursachte Ausstoß von Kohlenstoffdioxid we-
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sentlich dafür ist, wie (schnell) sich die klimatischen Bedingun-
gen auf dem Planeten verändern,3 muss es darum gehen, Ver-
haltensweisen zu unterbinden bzw. zumindest zu reduzieren, 
die zum Ausstoß von CO2 führen. Hierin liegt der Schlüssel 
zur Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen. Vor die-
sem Hintergrund ist die Annahme sehr verbreitet, jeder Staat, 
jedes Unternehmen und jeder einzelne Bürger sei dafür ver-
antwortlich, seinen eigenen CO2-Ausstoß zu reduzieren, bes-
tenfalls auf null.4 Wie tief sich diese Vorstellung bereits in das 
Bewusstsein vieler Menschen gegraben hat, zeigt sich zum 
Beispiel dann, wenn die Nase gerümpft wird über die Nach-
barin, die bereits zum dritten Mal in diesem Jahr eine Flug-
reise unternimmt, oder die Eltern, die ihr Kind unbeirrt mit 
dem Pkw zur Schule bringen, anstatt mit dem Fahrrad zu fah-
ren oder zu laufen. Es zeigt sich weiter an dem moralischen 
Zeigefinger gegenüber SUV-Fahrern, Swimmingpool-Besit-
zern und dem Konsumenten tierischer Lebensmittel oder an-
derer Produkte, die im Verdacht stehen, einen besonders gro-
ßen ökologischen Fußabdruck zu hinterlassen.

Die Beispiele zeigen, wie weit die Erwartungshaltung vieler 
reicht, wenn es darum geht, die Verantwortung des Gegen-
übers in Sachen Klimawandel abzustecken. Ernährung, Fort-
bewegung, Wohnen – nichts scheint mehr bloße Privatangele-
genheit zu sein. Weil sich nahezu jede Lebensäußerung des 
Menschen in einen Ausstoß von CO2 übersetzen lässt, erlangt 
alles eine Bedeutung und wird letztlich dem Zugriff morali-
scher Bewertungen anderer ausgesetzt. Ausbuchstabiert wer-
den diese in verschiedenen politischen Lagern, von Seiten 
 zivilgesellschaftlicher Gruppen, in Medien und Wissenschaft. 
Dabei lautet der verbreitete Grundtenor, dass jeden die Ver-
antwortung trifft, Maßnahmen zur Reduktion des eigenen 
CO2-Ausstoßes zu ergreifen – häufig begleitet von der Mah-
nung, dass bislang viel zu wenig getan wurde, dass nicht aus-
reicht, was gegenwärtig unternommen wird und dass die Zeit, 
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die der Menschheit noch bleibt, möglicherweise nicht genügt, 
um der Aufgabe des Klimaschutzes gerecht zu werden.

Dem stehen jene gegenüber, die jede Verantwortung für 
den Klimawandel – sei es von privater oder staatlicher Seite, 
sei es von Unternehmen – deutlich zurückweisen. Entstanden 
ist dabei nicht zuletzt eine eigenständige Literaturgattung, die 
die vermeintliche «Klimalüge» anprangert,5 womit gemeint 
ist, dass die empirischen Grundlagen des vom Menschen ver-
ursachten Klimawandels für sich genommen bestritten wer-
den. Entweder, weil es den Klimawandel gar nicht gebe oder, 
weil zumindest der Mensch keinen Anteil daran habe,6 wer-
den innerhalb dieses Meinungsspektrums sämtliche denkba-
ren Pflichten zur Abwendung der klimatischen Veränderun-
gen bestritten.

Dabei schlagen die Emotionen in beiden Lagern mitunter 
besonders hoch. Während die einen die «Klimakatastrophe» 
am Horizont aufziehen sehen und damit in vielen Fällen 
große Existenzängste verbinden,7 fühlen sich die anderen 
durch diverse Szenarien bedroht, in denen sie ihren eigenen 
Lebensstil zum Schutz vor dem Klimawandel mitunter erheb-
lich – aus ihrer Sicht: zum Schlechteren – ändern müssten. 
Die erwartbare Folge einer massiven Diskursverschlechte-
rung ist längst eingetreten. «Klimaleugner» sprechen kaum 
mehr mit «Greta-Jüngern» und umgekehrt. Wer die eigene 
Meinung nicht teilt, wird schnell als «Gegner» diffamiert – 
mit dem Ergebnis, dass es nicht länger gelingt, Sachargu-
mente über die hohen Mauern gegenseitiger Antipathie zu 
heben.

Dies hat nicht zuletzt negative Folgen für die Debatten in-
nerhalb des Teils der Bevölkerung, der sich durchaus einig 
ist im Hinblick auf den Anteil des Menschen am globalen Kli-
mawandel. Denn die Frage der Verantwortung in Sachen 
Klimawandel begrenzt sich nicht darauf, bestimmte natur-
wissenschaftliche Erkenntnisse anzuerkennen oder nicht. Bei 
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dieser Anerkennung handelt sich dabei vielmehr lediglich um 
eine (wenn auch bedeutsame) Basis dafür, den Gegenstand 
der Verantwortung und deren Träger weiter zu konkretisie-
ren. Letzteres kommt allerdings zu kurz, wenn sich vorrangig 
darüber gestritten wird, ob der Klimawandel tatsächlich im 
Wesentlichen vom Menschen verursacht wird bzw. was es 
über die Person des Gegenübers aussagt, wenn sie diese Prä-
misse teilt oder nicht teilt. So finden wir uns aktuell in einer 
Situation wieder, in der sachliche Diskussionen über die 
Reichweite der Verantwortung im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel schnell durch einen eigentümlichen Bekennt-
niszwang verstellt sind: «Klimaleugner – Ja oder nein?» Doch 
wenn diese Frage in Einklang mit der weit überwiegenden na-
turwissenschaftlichen Einschätzung des menschlichen Bei-
trags zum Klimawandel verneint worden ist, bleibt es häufig 
dabei – jedes weitere Fragen nach den konkreten Konturen 
der Verantwortung, die sich daraus ergibt, erscheint schnell 
als Relativierung des soeben geleisteten Bekenntnisses und 
weckt Zweifel an der Redlichkeit der eigenen Person.

Auf diese Weise ist die Debatte über den Klimawandel in 
den letzten Jahren zunehmend zu einer Frage der richtigen 
Haltung verkommen. Je nachdem, in welchem Lager man 
steht, erweist es sich als richtig oder falsch, von der mensch-
lichen Verursachung des Klimawandels überzeugt zu sein. 
Wir erleben insoweit eine gewisse Parallele zu gesellschaft-
lichen Diskussionen, die während der Corona-Pandemie ge-
führt wurden. Auch damals ließen sich gesellschaftliche 
Gruppen ausmachen, die grundlegende epistemische Zweifel 
äußerten und von diesem Standpunkt aus in kein sinnvolles 
Gespräch darüber eintreten konnten, wie mit dem Virus an-
gemessen umzugehen wäre – denn wer abstreitet, dass es das 
Corona-Virus überhaupt gibt, wird notwendig jedwede staat-
liche Maßnahme zum Schutz der Bevölkerung als im Kern 
verfehlt betrachten. Während der Pandemie hat dies zu einem 
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verbreiteten Lagerdenken geführt, das sachlichen Gesprä-
chen entgegenstand: Andersdenkende sprachen nicht länger 
miteinander, sondern bloß noch übereinander.8 Dies hatte 
nicht zuletzt die für den gesellschaftlichen Diskurs besonders 
negative Folge, dass mehr oder weniger jeder, der Kritik an 
den Corona-Schutzmaßnahmen äußerte, über den Kamm 
derer geschoren wurde, die bereits die epistemischen Grund-
lagen der Pandemie bestritten – selbst wenn er dies selbst gar 
nicht tat. Denn viele, wenn nicht die meisten Menschen, die 
nicht mit der offiziellen Corona-Politik einverstanden waren, 
bestritten gar nicht, dass die Gesellschaft mit einem neuarti-
gen Virus konfrontiert war, das für bestimmte Bevölkerungs-
gruppen ein hohes Letalitätsrisiko aufwies. Stattdessen rich-
tete sich ihre Kritik auf die Wertungen, die den politischen 
Entscheidungen zugrunde gelegt wurden, und damit auf die 
normative Seite der Corona-Schutzmaßnahmen. Es ging ih-
nen beispielsweise darum, dass Maßnahmen gegenüber Kin-
dern und Jugendlichen solch erhebliche Folgeschäden bei die-
ser Personengruppe nach sich ziehen würden, dass es ihnen 
nicht angemessen erschien, so weitreichend in deren Frei-
heitsrechte einzugreifen.9 Von politischer Seite wurde der Ge-
sundheits- und Lebensschutz während der Pandemie rigoros 
verfolgt. Teile der Bevölkerung waren hiermit nicht einver-
standen – ihren Wertvorstellungen hätte es eher entsprochen, 
mehr auf Selbstverantwortung zu setzen und den Freiheits-
rechten selbst gegenüber den Rechtsgütern Gesundheit und 
Leben ein höheres Gewicht beizumessen. In der Tat dreht 
sich die ethische wie rechtliche Frage nach dem Umgang mit 
einer Pandemie genau um diese Pole. Sie lautet: Was über-
wiegt, Freiheits- oder Lebensschutz?

Trotz der normativen Relevanz der Kritik vieler «Maßnah-
mengegner», die der Sache nach auf die Konfliktlage zwi-
schen Freiheits- und Lebensschutz rekurrierten, war ihnen 
aber zumeist das schon beschriebene Schicksal beschieden, 
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mit denen «in einen Topf» geworfen zu werden, die empiri-
sche Belege der Corona-Pandemie von Grund auf abstritten. 
Diese Kritiker wurden zu «Coronaleugnern», «Covidioten» 
oder «libertär Autoritären».10 Die Folge liegt auf der Hand: 
Der gerade in einer Pandemie so wichtige Diskurs darüber, 
wie Freiheitsrechte und Lebensschutz in ein angemessenes 
Verhältnis zu bringen sind, konnte kaum geführt werden – 
wer es gleichwohl versuchte, über dessen Kopf schwebte 
das Damoklesschwert der gesellschaftlichen Stigmatisierung 
als einer, der die realen Gefahren durch das Corona-Virus zu-
lasten vulnerabler Gruppen unzulässig leugnete.

Ähnliche Mechanismen offenbart der Diskurs über den 
Umgang mit dem Klimawandel. Wer kritisch hinterfragt, ob 
die eine oder andere Maßnahme zur Reduktion des natio-
nalen Treibhausgasausstoßes tatsächlich sinnvoll ist, droht 
schnell, als «Klimaleugner» abgetan und als solcher aus der 
Debatte ausgeschlossen zu werden.11 Allerdings genügt es 
weder aus ethischer noch aus rechtlicher Sicht, die grundsätz-
liche Verantwortung von Menschen für die Bekämpfung des 
Klimawandels herauszustreichen. Vielmehr handelt es sich 
hierbei bloß um den ersten Schritt, dem notwendig weitere 
nachfolgen müssen. Zu fragen ist nämlich unbedingt, worauf 
sich diese Verantwortung konkret erstreckt, wen sie trifft und 
zu welchem Zeitpunkt. Die Antworten auf diese Fragen ha-
ben teils weitreichende Folgen, weil Klimaschutzmaßnahmen 
(ganz ähnlich wie Corona-Schutzmaßnahmen) mitunter ganz 
erheblich in die Freiheitsrechte Einzelner eingreifen. Wie ge-
nau die Verantwortung jedes Einzelnen – aber auch von Kol-
lektiven wie Staaten und Unternehmen – ausgestaltet ist, ent-
scheidet also darüber, in welchem Umfang Freiheit künftig 
beschnitten werden darf. Schon dieser Zusammenhang zeugt 
von der hohen Bedeutung von Diskursen, die in Sachen Kli-
mawandel über die bloße Frage nach dem «Ob» einer Ver-
antwortung hinausgehen.
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Zu einem solchen Diskurs soll mit diesem Buch beigetragen 
werden. Dabei möchte ich zeigen, dass die eingangs bereits 
referierte und besonders verbreitete Annahme, jeden einzel-
nen Bürger treffe die Pflicht, seinen persönlichen CO2-Aus-
stoß zu reduzieren, zumindest in der gegenwärtigen Situation 
nicht zutrifft – weder aus einer ethischen noch aus einer recht-
lichen Perspektive. Als Grund dafür verweise ich auf die Not-
wendigkeit, bei der Frage nach einer Verantwortung von In-
dividuen und Kollektiven den Sachgedanken der Effektivität 
einzubeziehen: Ob jemand eine Verantwortung für etwas hat, 
hängt davon ab, ob der Beitrag, der ihm abverlangt wird, tat-
sächlich einen effektiven Einfluss auf das hat, was erreicht 
werden soll. Sprich: Sinnlose (da ineffektive) oder gar kontra-
produktive Maßnahmen sind nicht Gegenstand von Verant-
wortung.

Effektivität in diesem Sinne spielt für die Begründung von 
Pflichten eine zentrale, aber nicht selten unterschätzte Rolle. 
Im ersten Kapitel möchte ich diese Rolle näher begründen. 
Rechtlich lässt sich die Bedeutung von Effektivität für die An-
nahme von Verantwortung bereits aus dem Grundgesetz ab-
leiten. In ethischer Hinsicht argumentiere ich für eine Verant-
wortungsethik in Abkehr von  – derzeit freilich besonders 
verbreiteten – gesinnungsethischen Konzeptionen.

Auf dieser Basis komme ich zu dem Ergebnis, dass in der 
derzeitigen Situation keine Pflicht einzelner Bürger besteht, 
den privaten CO2-Verbrauch zu reduzieren. Diese Schlussfol-
gerung wird manche überraschen und ist mit dem dargestell-
ten diskursiven Risiko belastet, allein schon aufgrund dessen 
ins Abseits der «Klimaleugner» gestellt zu werden. Ich be-
gründe meine Position damit, dass es derzeit an einem wirk-
samen globalen Instrument zur Bekämpfung des Klimawan-
dels fehlt. Die Veränderung des Klimas, die den gesamten 
Planeten betrifft, ist eine globale Herausforderung. Es liegt in 
der Natur dieser Herausforderung, dass sie allein auf einer 
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globalen Ebene gemeistert werden kann. Selbst noch so gut 
gemeinte Einzelbeiträge genügen nicht, um die Situation in 
den Griff zu bekommen. Und nicht nur das: Unkoordinierte 
Alleingänge sind, wie ich zeigen werde, sogar dazu geeignet, 
dem übergeordneten Ziel einer Bekämpfung des Klimawan-
dels abträglich zu sein. Grund für diese Situation ist die 
Untauglichkeit des Pariser Übereinkommens, notwendige 
Ko operation in Sachen Klimawandel auszulösen. Das Über-
einkommen setzt nicht bloß falsche Anreize, es fehlt ihm 
überdies an einem Mechanismus, um seine tatsächliche Um-
setzung sicherzustellen.

Dies hat weitreichende Folgen für die Frage, worauf sich 
die Verantwortung von Individuen und Kollektiven gegen-
wärtig eigentlich richtet. Im Kapitel 2 lege ich dar, dass eine 
Pflicht zur Reduktion von Treibhausgasen erst dann besteht, 
wenn die jeweilige Form der Reduktion auch einen effektiven 
Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels leistet. Hierfür 
bedarf es aber zunächst auf globaler Ebene entsprechender 
Übereinkommen, die an die Stelle des Pariser Vertrags treten. 
In deren Fokus muss der Gedanke der Kooperation stehen, 
für dessen konkrete Umsetzung die Verhaltenswissenschaften 
wichtige Erkenntnisse liefern. Erst, wenn diese Voraussetzun-
gen erfüllt sind, so möchte ich zeigen, besteht eine individu-
elle Pflicht, sich an Maßnahmen zu beteiligen, die auf natio-
naler Ebene zur Reduktion von Treibhausgasen ergriffen 
werden. Bevor es hierzu gekommen ist, lassen sich gleich-
wohl Verantwortlichkeiten auf individueller wie kollektiver 
Ebene formulieren – allein liegen diese nicht darin, den priva-
ten bzw. gesellschaftlichen CO2-Ausstoß zu reduzieren. Viel-
mehr geht es dabei in erster Linie darum, auf die notwendi-
gen globalen Übereinkommen hinzuwirken. Diese Pflicht 
trifft staatliche Akteure. Auf individueller Ebene möchte ich 
im Kapitel 3 diskutieren, ob es ethische Pflichten von Bürgern 
gibt, auf eine entsprechende Politik hinzuwirken – wie zum 
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Beispiel durch die Beteiligung an Wahlen, zivilgesellschaftli-
ches Engagement oder gar Formen des zivilen Ungehorsams.

Freilich sind hiermit noch nicht alle Fragen beantwortet, 
die unter dem Gesichtspunkt der Verantwortung im Zusam-
menhang mit dem Klimawandel eine Rolle spielen. Denn 
sollte es (endlich) so weit sein, dass global effektive Instru-
mente zur Bekämpfung des Klimawandels vereinbart sind, ist 
zu entscheiden, wie weit die Verantwortung reicht, die Kol-
lektive und Individuen trifft. Der Klimawandel gefährdet die 
natürliche Grundlage sämtlichen Lebens auf der Erde. Der 
«Einsatz», um den es geht, könnte daher kaum höher sein. 
Nicht bloß das Überleben der Menschen, sondern sämtlicher 
heute bekannter Tier- und Pflanzenarten ist durch eine immer 
weitere Erwärmung der Erde gefährdet.12 Aus ethischer wie 
rechtlicher Perspektive fragt sich dennoch, ob dem Schutz des 
Lebens wirklich alles untergeordnet werden darf. Gibt es 
nicht Grenzen, soweit es um die Beschränkung individueller 
wie kollektiver Freiheit geht? Und falls ja: Wo genau liegen 
diese? Ist Leben mehr als bloßes Überleben bzw. gehört zum 
Leben nicht die Freiheit dazu? Diesen Fragen wird in Kapi-
tel 4 näher nachgegangen. Sie münden in die Einsicht, dass 
die Debatte über Verantwortung im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel eines nicht aus dem Blick verlieren darf: die 
hohe Bedeutung der Demokratie für einen erfolgreichen Um-
gang mit den klimatischen Veränderungen. Gerade in der Kli-
madebatte ist die Demokratie traditionell großen Anfechtun-
gen ausgesetzt – zu schwerfällig, zu vielstimmig, zu langsam, 
um nur einige Kritikpunkte zu nennen. Sie alle überzeugen 
nicht. Die Demokratie ist nach wie vor die beste Staatsform, 
um gute Lösungen gerade in Bezug auf so große Herausfor-
derungen wie den Klimawandel zu finden. Hierfür bedarf es 
gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse, die festlegen, wie 
weit zugunsten des Lebensschutzes in die Freiheitsrechte ein-
gegriffen werden darf. Expertokratien oder gar eine Künst-
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liche Intelligenz liefern keine Verbesserung, weshalb es selbst 
im «Auge des Sturms» der Wahrung demokratischer Verfah-
ren bedarf, um weitreichende Entscheidungen für die Zu-
kunft treffen zu können.

Weil damit die gesellschaftlichen Aushandlungsprozesse 
auch im Zusammenhang mit dem Klimawandel entscheidend 
bleiben, möchte ich abschließend auf gegenwärtige Schwä-
chen des Klimadiskurses hinweisen, die im Interesse einer er-
folgreichen Klimapolitik behoben werden sollten. Im Vorder-
grund steht dabei das bereits angesprochene Lagerdenken, 
d. h. die Entwicklung, dass ein Sprechen über den Klimawan-
del mehr und mehr von einem Bekenntniszwang überschattet 
wird, der jeden sachlichen Diskurs behindert. Wie mit dem 
Klimawandel gesellschaftlich umzugehen ist, wird zuneh-
mend als Frage der (richtigen) Haltung diskutiert, nicht aber 
als offener Austausch von Sachargumenten. Die sich hieraus 
ergebenden kommunikativen Hürden erschweren den sach-
lichen Diskurs und stehen guten Lösungen entgegen. Eben-
jene Problematik wird sich voraussichtlich umso weiter ver-
schärfen, je weniger Zeit zur Bekämpfung des Klimawandels 
verbleibt. Dies betrifft sämtliche Diskursteilnehmer und da-
mit gerade auch jene, die schon heute meinen, jeder Einzelne 
habe die Pflicht, alles in seiner Möglichkeit Liegende zu tun, 
um seinen privaten CO2-Ausstoß zu reduzieren. Selbstver-
ständlich steht es jedem Bürger grundsätzlich frei, Maßnah-
men zum Schutz vor dem Klimawandel in seinem privaten 
Leben zu ergreifen, die er für sinnvoll erachtet. Ein erhobener 
Zeigefinger gegenüber dem abweichend agierenden Nach-
barn verbietet sich zum jetzigen Zeitpunkt jedoch. Außerdem 
sollte auch bei privaten Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Klimawandels nicht aus dem Blick verloren werden, dass 
ein «moralisches Heldentum» seinerseits an Bedingungen ge-
knüpft ist. Wie heldenhaft ist es nämlich bei genauerer Be-
trachtung, ein Verhalten an den Tag zu legen, das überhaupt 
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keinen positiven Einfluss auf den Klimawandel hat und le-
diglich das eigene Gewissen befriedigt? Gerade hierin kann 
schließlich ein Risiko liegen: Wenn nämlich allzu schnell der 
persönliche Eindruck entsteht, durch bestimmte private Ver-
haltensumstellungen «genug» für das Klima getan zu haben, 
kann dies dem eigentlichen Ziel sogar abträglich sein – weil 
gerade nicht die Maßnahmen ergriffen werden, die tatsäch-
lich einen Unterschied machen können.

Vor diesem Hintergrund betrifft das Verhältnis von Klima-
wandel und Verantwortung auch eine kommunikative Ebene. 
Die gegenwärtige Debatte ist durch Unschärfen gekennzeich-
net, die sachlichen Aushandlungsprozessen nicht selten ent-
gegenstehen. Angesichts der Größe der Herausforderung, die 
der Klimawandel an die Gesellschaft stellt, erweist sich die-
ser Umstand als besonders problematisch. Verantwor tung im 
Kontext des Klimawandels umfasst daher auch die Art und 
Weise, wie über das Thema gesprochen wird. Einer sachlichen 
Debatte steht nicht bloß das Leugnen wissenschaftlicher Er-
kenntnisse entgegen, sondern auch die Über betonung von 
Ängsten wie auch die moralische Abwertung von Personen, 
die in Fragen des Klimaschutzes nicht dem eigenen Meinungs-
spektrum zugerechnet werden.

Der Klimawandel geht alle an. Er schafft für jedes Indivi-
duum, für jedes Kollektiv spezifische Verantwortlichkeiten. 
Diesen nicht nachzukommen, verbietet sich; schon allein des-
halb, weil die Konsequenzen kaum gravierender sein könn-
ten. Dabei trifft eine besondere Verantwortung all jene, die 
noch heute in den Industriestaaten von Bedingungen profitie-
ren, die erst dadurch ermöglicht wurden, dass Menschen vor 
ihnen in besonderem Maße auf CO2-intensive Technologien 
zurückgriffen bzw. dies nach wie vor tun, um den jeweiligen 
Lebensstandard aufrechtzuerhalten. Zumal die privilegierte 
Position der Länder des Globalen Nordens auch mit der 
europäischen Kolonialgeschichte und globalen Machtstruk-
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turen zusammenhängt, die daraus hervorgegangen sind und 
sich über Jahrhunderte weiter verfestigt haben.13

Umso wichtiger ist es, das Richtige zu tun, also genau das, 
worauf sich die Verantwortung gegenwärtig richtet. Derzeit 
kann davon keine Rede sein. Es fehlt an einem grundlegen-
den Konzept, das auf globaler Ebene eine effektive Bekämp-
fung des Klimawandels ermöglicht. Währenddessen erwärmt 
sich die Erde immer weiter. Deshalb sollte sich die Gesell-
schaft weder in gegenseitigen Schuldzuweisungen verlieren 
noch ihre Energie darauf verwenden, Haltungsnoten zu ver-
geben. All dies kostet Zeit – Zeit, die für anderes, wirklich 
sinnvolles Handeln verloren geht, um der «Menschheitsauf-
gabe» Klimawandel tatsächlich gerecht zu werden.
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